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Aus der Gutachtenpraxis 
des DNotI

ZVG §§ 10, 44, 109 Abs. 2, 180, 182 
Berücksichtigung einer Eigentümerbrief-
grundschuld beim geringsten Gebot im Rah-
men der Teilungsversteigerung 

I. Sachverhalt
M und F sind Eigentümer eines Grundstücks. Die 
Teilungsversteigerung wurde von M beantragt. F hat 
sich dem Antrag angeschlossen. Die Anordnung der 
Teilungsversteigerung ist im Grundbuch eingetragen. 
F möchte nun an ihrem Miteigentumsanteil eine Eigen-
tümerbriefgrundschuld eintragen lassen. Ihr Anwalt 
habe ihr dazu geraten, um auf diese Weise aus dem Ver-
steigerungserlös vorrangig befriedigt zu werden.

II. Frage
Wird die Eigentümerbriefgrundschuld bei der Erlös-
verteilung vorrangig berücksichtigt (wie der Anwalt 

behauptet) oder fällt sie lediglich, wie § 182 ZVG regelt, 
ins geringste Gebot und ist vom Ersteigerer zu überneh-
men?

III. Zur Rechtslage
1. Allgemein zur Teilungsversteigerung und Erlös-
verteilung
a) Teilungsversteigerung bei einer Miteigentümer-
gemeinschaft
Miteigentümer eines Grundstücks bilden eine Gemein-
schaft i.  S.  d. §§  741  ff . BGB. Demnach kann jeder 
Teilhaber die Aufhebung der Gemeinschaft gem. § 749 
Abs.  1 BGB verlangen. Gem. §  180 ZVG fi nden bei 
einer Zwangsversteigerung zum Zwecke der Aufhebung 
der Gemeinschaft die Vorschriften des Ersten und Zwei-
ten Abschnitts des ZVG insofern Anwendung, als die 
§§  181-185 ZVG keine speziellen Regelungen treff en. 
Demnach gilt insbesondere § 182 ZVG zur Feststellung 
des geringsten Gebots.

b) Geringstes Gebot (§§ 182, 44 ZVG)
Das geringste Gebot ist in den §§ 44 ff . ZVG geregelt, 
auf die in § 180 ZVG verwiesen wird. § 182 ZVG regelt 
als spezielle Vorschrift insofern, welche Rechte als dem 
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Auseinandersetzungsanspruch des Antragstellers vorge-
hend anzusehen und daher durch das geringste Gebot 
zu decken sind (Stöber/Kiderlen, ZVG, 22. Aufl . 2018, 
§ 182 Rn. 1).

Das geringste Gebot (§  44 ZVG) hat zur Folge, dass 
die Vollstreckungsversteigerung nur durchgeführt wer-
den darf, wenn die Verfahrenskosten (§ 109 ZVG) gesi-
chert und all diejenigen Rechte und Ansprüche gewahrt 
bleiben, die dem Anspruch des bestrangig betreibenden 
Gläubigers vorgehen. Das bedeutet, dass diese Ansprü-
che ausgeboten und (später) zum Verteilungstermin 
„belegt“ werden müssen, und zwar entweder durch 
Zahlung (vgl. § 49 ZVG) oder indem bestehenbleiben-
de Belastungen übernommen (vgl. § 52 ZVG) werden 
(hierzu Kindl/Meller-Hannich/Stumpe/Simon, Ge-
samtes Recht der Zwangsvollstreckung, 4. Aufl . 2021, 
§ 44 ZVG Rn. 8). Dies gilt auch im Bereich des § 182 
ZVG, da auch insofern die Zwangsversteigerung vom 
Deckungsgrundsatz beherrscht wird (Stöber/Kiderlen, 
§ 182 Rn. 2).

2. Niedrigstgebots-Lösung des BGH bei unter-
schiedlicher Anteilsbelastung
Stellen bei einer Bruchteilsgemeinschaft mehrere bzw. 
alle Miteigentümer den Antrag oder schließen sie sich 
diesem an, bereitet die Feststellung des geringsten Ge-
bots Schwierigkeiten, wenn die Anteile ungleich belastet 
sind (dazu Stöber/Kiderlen, § 182 Rn. 29 ff .). Es wurden 
zahlreiche Auff assungen dazu vertreten, welche Rege-
lungen in diesem Fall für die Feststellung des geringsten 
Gebots gelten.

Der BGH hat im Jahre 2016 den Streit für die Praxis 
zugunsten der sog. Niedrigstgebots-Lösung entschie-
den. Bei der Teilungsversteigerung eines Grundstücks 
mit unterschiedlich belasteten Miteigentumsanteilen 
auf Antrag mehrerer Teilhaber ist für die Feststellung 
des geringsten Gebots i. S. d. § 44 ZVG von dem An-
tragsteller auszugehen, dessen Anteil am geringsten 
belastet ist (BGH NJW 2017, 1756 Rn. 14 ff . m. w. N.; 
vgl. auch Böttcher/Böttcher, ZVG, 7. Aufl . 2022, § 182 
Rn. 17; kritisch Schneider/Becker, ZVG, 2020, §  182 
Rn. 45 ff .). Hiernach wird für jeden Antragsteller se-
parat das geringste Gebot gem. §  182 ZVG ermittelt. 
Dem Versteigerungsverfahren wird sodann aber insge-
samt dasjenige (geringste) Gebot zugrunde gelegt, das 
am niedrigsten ist (vgl. Böttcher, § 182 Rn. 15; Nickel, 
FPR 2013, 379, 375).

Die von F verfolgte Taktik wird in der Literatur viel-
fach beschrieben, insbesondere vor dem Hintergrund, 
die Zwangsversteigerung damit zu blockieren, dass 
der eigene Anteil hoch belastet wird, um das geringste 

Gebot so stark zu erhöhen, dass ein solches gar nicht 
mehr zustande kommt. Es war jedoch bereits vor der 
genannten BGH-Entscheidung anerkannt, dass eine sol-
che Blockadetaktik im Ergebnis nicht erfolgreich sein 
darf (vgl. Storz/Kiderlen, Praxis des Zwangsvollstre-
ckungsverfahrens, 13. Aufl . 2021, A.3.2.2 unter Ziff . 5. 
[S. 61] m. w. N.). Mit seiner Entscheidung hat der BGH 
dieser Taktik für den Fall mehrerer Antragsteller 
den Boden entzogen, da es auf den Anteil desjenigen 
Antragstellers ankommt, der am geringsten belastet ist.

In der genannten BGH-Entscheidung hatte eine Mit-
eigentümerin ebenfalls – bereits während des Verfahrens 
– an ihrem Miteigentumsanteil eine Eigentümergrund-
schuld eintragen lassen. Diese Grundschuld wurde vom 
BGH bei der Feststellung des geringsten Gebots kon-
sequenterweise nicht berücksichtigt, da auf den Anteil 
des Miteigentümers abzustellen war, der geringer – am 
geringsten – belastet war (NJW 2017, 1756 Rn.  25). 
Dies bedeutet letztlich, dass das Recht jedes Miteigen-
tümers auf Aufhebung der Gemeinschaft höher einge-
stuft wird als der Deckungsgrundsatz – es kann mithin 
mit (fi nanziellen) Risiken verbunden sein, den eigenen 
Miteigentumsanteil hoch zu belasten (Storz/Kiderlen, 
A.3.2.2 unter Ziff .  5. [S.  62]), insbesondere wenn die 
Belastung zugunsten eines Dritten erfolgt.

Damit gilt zusammenfassend: Es ist bei der Teilungs-
versteigerung von dem antragstellenden Miteigentümer 
auszugehen, dessen Anteil am geringsten belastet ist, 
wenn die Anteile der Miteigentümer unterschiedlich 
hoch belastet sind und mehrere Miteigentümer den An-
trag stellen. Dies ist hier – soweit ersichtlich – der M. 
Eine Problematik im Hinblick auf § 138 BGB aufgrund 
einer treuwidrigen Vereitelung der Teilungsversteige-
rung seitens der F kann sich daher nicht ergeben, da 
eine Eigentümergrundschuld unter den genannten Um-
ständen gar nicht ins geringste Gebot fallen und damit 
erlöschen würde (dazu unter Ziff . 3.).

3. Weiteres Verfahren, Ausgleich
Auch im Rahmen des weiteren Verfahrens und insbe-
sondere der Überschussverteilung bietet die Bestellung 
einer Eigentümergrundschuld seitens der F in der vor-
liegenden Sachverhaltskonstellation keinen Vorteil.

a) Erlöschen der Grundschuld, Wertersatz
Rechte, die nach § 182 Abs. 1 ZVG im geringsten Ge-
bot berücksichtigt sind, bleiben gem. § 52 Abs. 1 S. 1 
ZVG bestehen; im Übrigen erlöschen die Rechte mit 
dem Zuschlag (§§ 52 Abs. 1 S. 2, 91 Abs. 1 ZVG). An 
ihre Stelle tritt grundsätzlich der Anspruch auf Wert-
ersatz (§  92 Abs. 1 ZVG; Surrogationsprinzip, vgl. 
Stöber/Gojowczyk, ZVG, 22. Aufl . 2018, § 52 Rn. 22). 
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Die Grundschuld ist jedoch ohnehin ein „auf Kapital-
zahlung“ gerichtetes Recht, welches keine Anwendungs-
schwierigkeiten begründet und bei dem es eines Rück-
griff s auf § 92 Abs. 1 ZVG nicht bedarf (Stöber/Becker, 
§ 92 Rn. 5).

Daher würde die Grundschuld der F an ihrem Miteigen-
tumsanteil mit dem Zuschlag erlöschen (§§ 91 Abs. 1, 
52 Abs. 1 S. 2, 44 Abs. 1, 182 Abs. 1 ZVG), sofern der 
Anteil des M geringer belastet ist und die Eigentümer-
grundschuld der F daher nicht in das geringste Gebot 
fällt. Es bestünde lediglich ein Anspruch auf Wertersatz 
(jedoch nur aus dem auf den entsprechenden Bruchteil 
entfallenden Teil des Versteigerungserlöses, dazu unten 
unter Ziff . 3. lit. c).

b) Keine Relevanz des § 182 Abs. 2 ZVG
Bei der Teilungsversteigerung zu beachten ist grund-
sätzlich auch §  182 Abs. 2 ZVG. Hiernach soll ver-
hindert werden, dass derjenige Miteigentümer, dessen 
Anteil geringer belastet ist, einen Nachteil erleidet. Um 
entsprechende Nachteile zu verhindern, sind dem ge-
ringsten Gebot nach dieser Vorschrift die Beträge hin-
zuzurechnen, um welche die Belastung des am höchsten 
belasteten Anteils die Belastung der übrigen Anteile 
übersteigt (Schneider/Becker, §  182 Rn. 14; Böttcher, 
§ 182 Rn. 7 ff .).

Die Norm des § 182 Abs. 2 ZVG kann aber bei meh-
reren Antragstellern, deren Anteile unterschiedlich 
hoch belastet sind, aufgrund der genannten BGH-Ent-
scheidung keine Relevanz (mehr) aufweisen, da nach 
der Niedrigstgebots-Lösung die höhere Belastung für 
das geringste Gebot keine Rolle (mehr) spielt. Dies zeigt 
sich schon am Wortlaut der Vorschrift des § 182 Abs. 2 
ZVG. Hiernach müsste bei einem Anteil im Rahmen 
des geringsten Gebots ein größerer Betrag als bei einem 
anderen Anteil zu berücksichtigen sein. Dies kann auf-
grund der genannten BGH-Rechtsprechung für die hier 
vorliegende Konstellation nicht (mehr) von Relevanz 
sein (möglicherweise a. A. Storz/Kiderlen, A.3.2.2 unter 
Ziff . 5. [S. 62], wo im Anschluss an die Niedrigstgebots-
Lösung die Norm des §  182 Abs.  2 ZVG dargestellt 
wird).

Die Vorschrift kommt daher vor allem zum Zuge, wenn 
lediglich ein Miteigentümer den Antrag stellt und an 
seinem Anteil eine größere Belastung besteht als bei 
dem/den anderen Anteil/Anteilen (vgl. dazu Schneider/
Becker, § 182 Rn. 14 ff . sowie Böttcher, § 182 Rn. 7, 
jew. mit Bsp.).

c) Überschussverteilung
Im Termin für die Teilungsversteigerung werden die 

Verfahrenskosten festgestellt und vorweg aus dem Er-
lös entnommen (§§ 180 Abs. 1, 109 Abs. 1 ZVG). Der 
Überschuss wird dann gem. §§  109 Abs.  2, 10 ZVG 
nach Rangklassen verteilt (Stöber, ZVG-Handbuch, 
9. Aufl . 2010, Rn. 745).

Damit wird der Zweck der Teilungsversteigerung – die 
Vorbereitung der Auseinandersetzung – erreicht, da 
auf diesem Wege das unteilbare Grundstück in einen 
teilbaren Erlösüberschuss umgewandelt wird und die-
ser Erlösüberschuss für die Beteiligten an die Stelle 
der bisherigen Berechtigung am Grundstück tritt 
(Stöber, ZVG-Handbuch, Rn.  746; Storz/Kiderlen, 
E.4.1. [S. 710]: Versteigerungserlös und damit Teilungs-
masse als Surrogat für das Grundstück). An ihm setzt 
sich die Gemeinschaft der bisherigen Grundstücks-
eigentümer fort. Die durch den Zuschlag erloschenen 
Grundstücksrechte – damit auch eine Eigentümer-
grundschuld – bestehen als Vorzugsrechte an dem Ver-
steigerungserlös fort, sie werden im Versteigerungster-
min befriedigt, soweit der Erlös ausreicht (vgl. Storz/
Kiderlen, E.4.1. [S.  710]; Kindl/Meller-Hannich/
Stumpe/Simon, § 91 ZVG Rn. 6; Stöber, ZVG-Hand-
buch, Rn.  753a). Bei Eigentümergrundschulden ist 
ferner zu beachten, dass diese zwar von Amts wegen 
im Teilungsplan berücksichtigt werden, Zinsen aber 
gem. §  1197 Abs. 2 BGB nicht verlangt werden kön-
nen (Storz/Kiderlen, E.5.2 [S.  720]; Böttcher, § 114 
Rn. 23).

Da die Eigentümergrundschuld der F jedoch nur an 
ihrem Bruchteil des versteigerten Grundstücks lasten 
würde, würde ihr gegenüber auch nur ihr eigener An-
teil am Versteigerungserlös haften (vgl. Stöber/Becker, 
§ 92 Rn. 6; Stöber, ZVG-Handbuch, Rn. 754). Damit 
hätte die F nichts gewonnen, denn eine „vorrangige Be-
friedigung“ aus dem (gesamten) Versteigerungserlös gibt 
es nicht. Ihr bleibt als Miteigentümerin und Grund-
pfandrechtsgläubigerin nur der auf sie als Miteigentü-
merin entfallende Teil des Versteigerungserlöses, hier 
also der hälftige Teil. M hingegen erhält ebenfalls seinen 
hälftigen Anteil am Versteigerungserlös, sofern keine an-
deren als die im Sachverhalt geschilderten Belastungen 
bestehen.

4. Ergebnis
Eine Eigentümerbriefgrundschuld (nur) am eigenen 
Miteigentumsanteil fällt bei der Teilungsversteigerung 
– sofern der Anteil des ebenfalls antragstellenden Mit-
eigentümers geringer belastet ist – weder in das gerings-
te Gebot noch berechtigt sie zur vorrangigen Erlösver-
teilung. Es ist daher sogar mit gewissen fi nanziellen 
Risiken verbunden, den eigenen Miteigentumsanteil 
(hoch) zu belasten.
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BGB § 2267 
Formwirksame Errichtung eines privatschrift-
lichen Ehegattentestaments; Ausfüllen eines 
Blanketts; Nachweis des Erbrechts bei ver-
schwundenem Original 

I. Sachverhalt
Ein Ehepaar hat sich in einem gemeinsamen privat-
schriftlichen Testament wechselseitig zu Alleinerben 
und als Schlusserben – für den Längerlebenden frei abän-
derbar – zwei der drei Kinder eingesetzt. Das Testament 
sah nicht so ordentlich aus, wie gewünscht. Deshalb ver-
einbarten die Eheleute, dass es neu geschrieben werden 
solle. Da der Ehemann berufl ich und auch ehrenamt-
lich sehr eingespannt war, sollte die Ehefrau auf einem 
vom Ehemann bereits unterschriebenen Blatt Papier 
das Testament noch einmal niederlegen und auch selbst 
unterschreiben. Die Ehefrau wiederholte das niederge-
legte Testament wortwörtlich in ordentlicher Fassung 
auf diesem Blatt Papier und unterschrieb es auch selbst.

Der Ehemann ist mittlerweile verstorben; es besteht nun 
Streit um die Wirksamkeit des zweiten Testaments.

Das erste Testament wurde nicht vernichtet, steht 
der Ehefrau aber nicht mehr zur Verfügung. In ihrer 
Urlaubsabwesenheit ist eines der Kinder in ihrer Woh-
nung gewesen; seitdem ist das erste Testament ver-
schwunden. 

II. Fragen
1. Ist das zweite Testament wirksam, obwohl der Ehe-
mann unterschrieben hat, bevor es niederlegt wurde?

2. Falls das zweite Testament unwirksam ist: Ist das 
(verschwundene) erste Testament wirksam und wie 
kann das Erbrecht im Erbscheinsverfahren nachgewie-
sen werden?

III. Zur Rechtslage
1. Formwirksame Errichtung des zweiten Testaments
Der Erblasser kann ein Testament durch eine eigen-
händig geschriebene und unterschriebene Erklärung er-
richten (§ 2247 Abs. 1 BGB). Er soll in der Erklärung 
angeben, zu welcher Zeit (Tag, Monat und Jahr) und 
an welchem Ort er sie niedergeschrieben hat (§  2247 
Abs. 2 BGB). Zur Errichtung eines gemeinschaftli-
chen Testaments gem. §§  2265 ff . BGB als eigenhän-
diges Testament i.  S.  v. § 2247 BGB genügt es, wenn 
einer der Ehegatten das Testament in der dort vorge-
schriebenen Form errichtet und der andere Ehegatte die 
gemeinschaftliche Erklärung eigenhändig mitunter-
zeichnet. Der mitunterzeichnende Ehegatte soll hierbei 

angeben, zu welcher Zeit (Tag, Monat und Jahr) und 
an welchem Ort er seine Unterschrift beigefügt hat 
(§ 2267 BGB). 

Im vorliegenden Fall hat die Ehefrau ausweislich des 
mitgeteilten Sachverhalts das zweite Testament eigen-
händig geschrieben und unterschrieben. Fraglich ist, 
ob eine wirksame Unterschrift unter der gemeinsamen 
Erklärung durch den Ehemann vorliegt, da dieser be-
reits vorab das Testament blanko unterzeichnet hat. 

Zu einem vergleichbaren Fall hat das OLG Hamm 
(NJW-RR 1993, 269) entschieden, dass die Unter-
schrift des mitunterzeichnenden Ehegatten nicht 
vorweg blanko geleistet werden dürfe, sondern ein 
gemeinschaftliches eigenhändiges Ehegattentestament 
nach § 2267 S. 1 BGB nur in der Weise formwirksam 
errichtet werden könne, dass die Unterschrift des mit-
unterzeichnenden Ehegatten zeitlich nach der Nieder-
schrift der gemeinschaftlichen letztwilligen Verfügung 
durch den anderen Ehegatten geleistet wird. Diese 
Entscheidung ist – soweit ersichtlich – in der Kommen-
tarliteratur allseits zustimmend aufgenommen worden 
(vgl. nur BeckOK-BGB/Litzenburger, Std.:  1.8.2022, 
§  2267 Rn.  6; Zacher-Röder/Eichner, ZEV 2010, 
65; BeckOGK-BGB/Braun, Std.:  1.11.2022, §  2267 
Rn. 20). Die Unzulässigkeit der Mitunterzeichnung vor 
Erstellung des Haupttextes wird in der Literatur u.  a. 
damit begründet, dass die Unterzeichnung eines Blan-
kos den Schreibenden im Ergebnis ermächtige, die letzt-
willigen Erklärungen durch Ausfüllen des Blanketts für 
den anderen Erblasser abzugeben, was zudem nicht mit 
dem Grundsatz der persönlichen Testamentserrichtung 
(§  2064 BGB) zu vereinbaren sei (BeckOGK-BGB/
Braun, § 2267 Rn. 20). 

Allerdings bleibt festzuhalten, dass bei einer Testaments-
urkunde, die nach ihrem äußeren Erscheinungsbild 
den Formerfordernissen des §  2267 BGB entspricht, 
eine tatsächliche Vermutung dafür spricht, dass die 
Unterschriften in der gesetzlich vorgesehenen Reihen-
folge vorgenommen wurden (vgl. OLG Hamm NJW-
RR 1993, 269, 270). Diese tatsächliche Vermutung ist 
jedoch entkräftet, wenn Tatsachen positiv festgestellt 
sind, aufgrund deren bei einer Gesamtwürdigung 
aller Umstände ein anderer Geschehensablauf ernsthaft 
in Betracht zu ziehen ist (OLG Hamm NJW-RR 1993, 
269, 270). Dies dürfte vorliegend wohl aufgrund Ein-
räumung des Sachverhalts durch die Ehefrau in Bezug 
auf die erfolgte Testamentserrichtung der Fall sein. 

Damit lässt sich zunächst festhalten, dass das zweite 
Testament nach herrschender Ansicht nicht formwirk-
sam errichtet worden ist. 
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2. Wirksamkeit des ersten Testaments; Nachweis des 
Erbrechts im Erbscheinsverfahren
Das erste privatschriftliche Ehegattentestament wurde 
im vorliegenden Fall – soweit sich dies dem Sachverhalt 
entnehmen lässt – formwirksam errichtet; der Umstand, 
dass es nicht so „ordentlich“ aussah, wie von den Erblas-
sern gewünscht, ist unerheblich, sofern die eigenhän-
dige Niederschrift nebst Unterschriften der beiden 
Ehegatten unter der gemeinsamen Erklärung gegeben 
ist.

Wie sich aus dem mitgeteilten Sachverhalt ergibt, ist 
dieses Testament jedoch „verschwunden“ (wobei sich 
der mutmaßliche Sachverhalt, sollte er zutreff en, als 
strafbare Urkundenunterdrückung i. S. v. § 274 StGB 
darstellt, die auch eine Erbunwürdigkeit i. S. v. § 2339 
Abs. 1 Nr. 4 BGB begründet).

Ggf. könnte ein Erbscheinsantrag jedoch auch auf die-
ses „verschwundene“ Testament gestützt werden (vgl. 
dazu allg. Goldkamp, ErbR 2022, 111). Im Erbscheins-
verfahren ist zwar zum Nachweis des testamentarischen 
Erbrechts gem. § 352 Abs. 3 S. 1 FamFG grundsätzlich 
das Testament in Urschrift vorzulegen. Allerdings sieht 
§ 352 Abs. 3 S. 2 FamFG vor, dass dann, wenn die vor-
zulegenden Urkunden nicht oder nur mit unverhältnis-
mäßigen Schwierigkeiten zu beschaff en sind, auch die 
Angabe anderer Beweismittel genügt. 

Dem entspricht im materiellen Recht die allgemeine 
Rechtsansicht, dass die Wirksamkeit eines Testaments 
nicht dadurch berührt wird, dass die Urkunde ohne 
Willen und Zutun des Erblassers vernichtet worden ist 
oder dass sie verloren gegangen oder nicht auffi  ndbar 
ist (vgl. BayObLG FamRZ 1993, 117 m. w. N.). Es be-
steht bei einem unauffi  ndbaren Testament auch keine 
Vermutung dafür, dass der Erblasser das Testament in 
Widerrufsabsicht beseitigt oder vernichtet hat (OLG 
Saarbrücken DNotZ 1950, 68). Vielmehr kann nach 
allgemeiner Ansicht das Vorhandensein, die formge-
rechte Errichtung und der Inhalt des Testaments mit 
allen zulässigen Beweismitteln nachgewiesen werden 
(vgl. OLG Saarbrücken DNotZ 1950, 68; OLG Köln 
NJW-RR 1993, 917).

In Betracht kommt in diesem Zusammenhang auch 
die Vorlage einer vorhandenen Durchschrift, Ab-
schrift oder sonstigen Ablichtung (vgl. BGHZ 47, 68, 
74; OLG Saarbrücken DNotZ 1950, 68), einer Foto-
kopie (vgl. BayObLG FamRZ 1993, 117; OLG Köln, 
NJW-RR 1993, 970) oder die Aussagen von Zeu-
gen oder Sachverständigen (vgl. hierzu auch Kei-
del/Zimmermann, FamFG, 20.  Aufl .  2020, §  352 
Rn. 71-73).

3. Ergebnis
Die durch die Ehefrau angefertigte „Reinschrift“ des 
gemeinschaftlichen Testaments ist formunwirksam, da 
es an einer nachträglichen, den vorhandenen Text ab-
schließenden Unterschrift des Ehemannes fehlt. Wurde 
das Original des privatschriftlichen Testaments form-
wirksam errichtet und bleibt dieses „verschwunden“, 
kann das testamentarische Erbrecht der Witwe im Erb-
scheinsverfahren aber ggf. mit sonstigen Beweismitteln, 
u.  a. durch Vorlage der vorhandenen „Reinschrift“, 
nachgewiesen werden.
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Rückwirkende Verwalterbestellung; Zustimmung 
des Verwalters zur Veräußerung einer Wohnungs-
eigentumseinheit
Abruf-Nr.: 193990

GmbHG § 35; BGB §§ 164 ff . 
Vollmacht zum Handeln für GmbH an Alleingesell-
schaftergeschäftsführer; gleichzeitiges Nebeneinan-
der von organschaftlicher und rechtsgeschäftlicher 
Vertretungsmacht
Abruf-Nr.: 193175 
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Deut sches Notar in sti tut (Heraus ge ber) 

– eine Ein rich tung der Bun des no tar kam mer, Berlin –  

97070 Würz burg, Ger ber stra ße 19 

Tele fon: (0931) 35576-0 Tele fax: (0931) 35576-225 

E-Mail: dnoti@dnoti.de Inter net: www.dnoti.de 

Hin weis: 

Die im DNotI-Report ver öff  ent lich ten Gut ach ten und Stel lung nah men 

geben die Mei nung der Gut ach ter des Deut schen Notar in sti tuts und 

nicht die der Bun des  no tar kam mer wie der. 

Ver ant wort li cher Schrift lei ter: Notar a. D. Dr. Andreas Bernert

Redaktion: Notarassessor Alexander König

Bezugs be din gun gen: 

Der DNotI-Report erscheint zwei mal im Monat und kann beim 

Deut schen Notar in sti tut oder im Buch han del bestellt wer den. Abbe stel-

lun gen müs sen mit vier tel jähr li cher Frist zum Jah res en de erfol gen.

Be zugs preis: 

Jähr lich 170,00 €, Ein zel heft 8,00 €, inkl. Ver sand kos ten. Für die Mit-

glie der der dem DNo tI bei ge tre te nen No tar kam mern ist der Be zugs preis 

im Mit glieds bei trag ent hal ten. 

Nicht ein ge gan ge ne Exemp la re kön nen nur in ner halb von 6 Wo chen 

nach dem Er schei nungs ter min re kla miert und kos ten frei zu ge sandt wer-

den. Al le im  DNo tI-Re port ent hal te nen Bei trä ge sind ur he ber recht lich 

ge schützt. Mit Aus nah me der ge setz lich zu ge las se nen Fäl le ist die Ver-

wer tung nur mit Ein wil li gung des DNo tI zu läs sig. 

Ver lag: 

Bun des no tar kam mer, Kör per schaft des öff  ent li chen Rechts, Ge schäfts-

stel le Deut sches No tar in sti tut, Ger ber stra ße 19, 97070 Würz burg 

Druck:  

Brigitte Scheiner Druck- und Verlagsservice

Andreas-Bauer-Straße 8, 97297 Waldbüttelbrunn

Lesen Sie den DNotI-Report bereits bis zu zwei Wochen vor Erscheinen auf unserer Internetseite unter
www.dnoti.de


